Nr.18-02


Checkliste

für die Überprüfung von Rechnungen und Nachweisen
1. Liegen die Voraussetzungen einer korrekter Rechnungsstellung nach § 14 ff. UStG vor?
2. Rechtsgrundlage des Vertrages
· BGB-Werkvertrag 

· VOB/B-Bauvertrag 

· Gesonderte Vereinbarungen zu Abrechnungen gemäß Vertrag oder Verhandlungsprotokoll 

Sind gesonderte vertragliche Absprachen zur Rechnungslegung vorliegend und erfüllt?

3. Rechnungen nach BGB-Werkvertrag 

· Abschlagsrechnung 

Entspricht die Rechnung anteilig der erbrachten Leistung (Wertzuwachs)?

Sind die Leistungen durch eine nachvollziehbare Aufstellung (z. B. Aufmass) nachgewiesen?

Ist bei angelieferten Bauteilen oder angefertigten Materialien eine Übereignung erfolgt?

Liegt (nur bei Verbrauchern) eine Sicherheit in Höhe von 5 % des Gesamtvergütungsanspruchs vor (bei Leistungsmehrung um 10 % Aufstockung erforderlich)?

Bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen ( Rechnung zurückschicken. 

Liegen Mängel vor ( dann Zurückbehaltungsrecht gemäß § 641 Abs. 3 BGB. Bei nicht unwesentlichen Mängel ein zweifacher Betrag der Mängelbeseitigungskosten. 

· Schlussrechnung 

Ist die Leistung abgenommen oder wegen Mängeln verweigert? 
Bei Abnahmeverweigerung ( Rechnung zurückschicken. 

Ist der Rechnung eine prüfbare Aufstellung der Leistung beigefügt? (Durchsetzung der Werklohnforderung hängt von einer nachvollziehbaren Leistungsdarlegung ab)
4. Rechnungen nach VOB/B-Bauvertragsrecht 
· Entspricht die Rechnung dem vereinbarten Preis (Einheitspreis, Pauschalpreis, Stundenlohn)?

· Abschlagsrechnungen 

· Pauschalpreis 
Sind nachvollziehbare Kriterien der anteiligen Leistungserbringung dargelegt?

Sind Leistungsänderungen entsprechend § 2 Abs. 5 VOB/B ermittelt (Vorlage der Kalkulation, Errechnung des neuen Preises unter Berücksichtigung von Mehr- und Minderkosten unter Beibehaltung der Kalkulationsgrundlagen)?
Liegt bei verlangten Mehrkosten wegen Mengenmehrungen (vorgefundene Mengen gegenüber projektierten Mengen) die Grenze von +/- 20 % vor? Nur dann Preisanpassung des übersteigenden oder unterschreitenden Betrages.

Ist die Rechnung fällig (vertragliche Absprache oder § 16 Abs. 2 VOB/B 
– 21 Werktage)?
· Einheitspreis 

Liegt der Abschlagsrechnung der vertragliche Nachweis bzw. der Nachweis des § 14 VOB/B (Aufmass) bei? Entspricht das Aufmass den Anforderungen der VOB/C für das Gewerk?

Sind bereits Mengenmehrungen oder Minderungen zu den projektierten Mengen mit als 110 % oder weniger als 90 % feststellbar ( Preisanpassung verlangen bei mehr als 110 % Leistung. 

· Schlussrechnung 

Ist die Leistung abgenommen (förmlich oder fiktiv) oder ist die Abnahme wegen Mängel zu verweigern ( dann keine Fälligkeit ( Rechnung zurückschicken. 
Ist die Rechnung fällig (Prüfungszeitraum 30 Tage nach § 16 Abs. 3 VOB/B)?

Liegt der Schlussrechnung der vertragliche Nachweis bzw. der Nachweis des § 14 VOB/B (Aufmass) bei? Entspricht das Aufmass den Anforderungen der VOB/C für das Gewerk?

Liegen Mängel vor? (Zurückbehaltungsrecht nach § 641 Abs. 3 BGB zweifache Mängelbeseitigungskosten)
5. Zusatzleistungen, Änderungsleistungen
· BGB-Werkvertrag 

Sind Zusatzleistungen beauftragt? Ist eine Preisvereinbarung getroffen? Wenn nicht, dann gilt übliche Vergütung nach § 632 BGB. 
· VOB/B-Bauvertrag 

Liegt eine Leistungsänderung oder eine andere Anordnung vor? Ist die Preisbildung nach den Grundlagen der vertraglichen Vergütung gestellt? (Vorlage Urkalkulation und Nachweis der Mehr- und Minderkosten).
Ist die Zusatzleistung eine notwendige Leistung (§ 1 Abs. 4 Satz 1 VOB/B)? Sind die Voraussetzungen des § 2 Abs. 6 VOB/B
· Auftragserteilung 

· Vergütungsankündigung vor Ausführung 

· Berechnung der Vergütung nach den Grundlagen der Preisermittlung für die vertragliche Leistung und den besonderen Kosten der geforderten Leistung dargestellt (Urkalkulation)?
Handelt es sich um eine ohne Auftrag durchgeführte, aber notwendige Leistung und ist die Vergütung angekündigt (Nachweis nach § 2 Abs. 8, Abs. 6 
Nr. 2 VOB/B)?

Handelt es sich um eine nicht notwendige Leistung (§ 1 Abs. 4 Satz 2 VOB/B)? Dann gilt die übliche Vergütung. Ist diese geltend gemacht?
Ist die übliche Vergütung verlangt?
6. Aufwandsvergütung/Stundenlohnarbeiten 

· Liegt ein Auftrag vor, Stundenlohnarbeiten zu erbringen oder sind Stundenlohnarbeiten für die erbrachte Leistung üblich?
· Entspricht der Stundenlohn der vertraglich vereinbarten Rahmenvergütung oder der üblichen Vergütung (gilt auch im BGB-Werkvertrag)?

· Liegen Leistungsnachweise/Stundenlohnzettel vor? 

· Sind die Stundenzettel in der vertraglich vereinbarten Zeit oder täglich oder wöchentlich vorgelegt? 

· Weisen die Stundenlohnzettel nachfolgende Inhalte auf?

· Bezeichnung der Baustelle 

· Nachprüfbare Benennung der Mitarbeiter und der auf die entfallenden Leistungszeiten 

· Genaue Bezeichnung der Leistung 

· Genaue Bezeichnung der Materialien 

· Sind die Stundenlohnzettel durch die dafür vorgesehene Stelle oder dem Auftraggeber unterschrieben? 

· Ist ein Anerkenntnis der Stundenlohnzettel erfolgt wegen Nichtrückgabe 
(§ 15 Abs. 3 – 6 Werktage)? 

Bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen ( Stundenlohnarbeiten streichen bzw. Stundenlohnrechnung zurückschicken. 

· Bestehen Zweifel an der Wirtschaftlichkeit der abgerechneten Stunden bzw. am Aufwand, an Arbeitszeit und Verbrauch Stoffen, Vorhaltung von Einrichtungen, Geräte, Maschinen und maschinelle Anlagen usw.?

Bestehen Zweifel ( Prüfungsverfahren nach § 15 Abs. 5 VOB/B einleiten gegebenenfalls durch Einschaltung eines Sachverständigen. 
7. Rechnungsersetzung 
· BGB-Werkvertrag 

Ist die Rechnung innerhalb von 6 Monaten (§ 14 Abs. 1 Ziffer 1 UStG) gestellt?
Wenn keine Rechnung gestellt ist, Unternehmer mit Fristsetzung auffordern, Rechnung zu stellen, um Verzug auszulösen. 

· VOB/B-Bauvertrag 

Ist die Rechnung in der Frist des § 14 Abs. 3 VOB/B gestellt? 

Wenn nicht ( Setzung angemessener Frist mit Ankündigung der Rechnungsersetzung. 

Nach Ablauf der gesetzten Frist Rechnung auf Kosten auf des Auftragnehmers aufstellen, gegebenenfalls durch Zuhilfenahme von Sachverständigen. 
8. Sicherheitsleistungen 

· Ist vertraglich eine Mängelhaftungssicherheit vereinbart? In welcher Form?

· Bareinbehalt 

· Stellung einer Mängelhaftungsbürgschaft 

· Hinterlegung auf Sperrkonto

· Verwahrung auf Verwahrkonto (öffentlicher Auftraggeber)

· Bei Vereinbarung einer Sicherheit nach § 17 VOB/B

· Liegt eine Mängelhaftungsbürgschaft ( dann Auszahlung des Sicherheitseinbehalts. 

· Bei Nichtvorlage einer Mängelhaftungssicherheit zum Zeitpunkt der Rechnungsprüfung ( Abzug des Bareinbehalts. 

· Bei Vereinbarung auf Sperrkonto ( Prüfung und Empfehlung an den Bauherrn auf Sperrkonto einzuzahlen.

· Bei öffentlichen Auftraggebern ( Hinweis darauf, dass auf Verwahrkonto eingezahlt werden muss. 

· Liegt nach Prüfung der Schlussrechnung eine Sicherheit vor in Form einer Mängelhaftungsbürgschaft, die zugelassen ist? 

· Bauherrn auffordern, umgehend (eine Woche) nach Vorlage der Bürgschaft den Sicherheitseinbehalt auszuzahlen (dies auch bei Mängeln, die noch nicht zu einer Ersatzvornahmesituation berechtigen)

· Sind Fristen bereits abgelaufen und ist eine Ersatzvornahme begründet, ist der Sicherungsfall bereits eingetreten, dann ist dem Bauherrn zu empfehlen, die Mängelhaftungssicherheit umgehend innerhalb der Wochenfrist zurückzuschicken. 

· Liegt ein wirksames Verlangen des Auftragnehmers zur Einzahlung auf Sperrkonto vor, muss dem Auftraggeber empfohlen werden, ein so genanntes „Und-Konto“ einzurichten. Dies muss innerhalb etwa gesetzter Fristen des Unternehmers erfolgen. 

Nach der Rechtsprechung ist der Sicherheitsaustausch umgehend vorzunehmen. Auch beim Vorliegen von Mängeln, die noch nicht zu einer Ersatzvornahme berechtigen, ist der Sicherheitseinbehalt nach Stellung einer Bürgschaft auszuzahlen (BGH BauR 2002, 1453). Anderenfalls erlischt das Recht auf Einbehalt einer Sicherheit bzw. Bürgschaft und es ist die Sicherheit auszuzahlen und es ist eine etwa gestellte Bürgschaft zurückzugeben. 
Ist im Vertrag keine deutliche Absprache dahingehend getroffen, dass nur eine Bürgschaft gestellt werden darf und der Ausschluss des Wahlrechts nach § 17 Nr. 3 VOB/B erfolgt, muss der Auftraggeber darauf hingewiesen werden, dass einem Verlangen auf Hinterlegung entsprochen werden muss, da ansonsten ebenfalls der Verlust der Sicherheit droht (BGH BauR 2006, 379; LG HH BauR 2004, 1634).
